
wird aber auch eine andere Erfahrung der po­
litischen Massenarbeit von Bedeutung sein. Es 
handelt sich um den Plan für die Öffentlich­
keitsarbeit, dem viele Grundorganisationen in 
den örtlichen Staaatsorganen schon große Auf­
merksamkeit widmen. So wurde auf Initiative 
der Parteileitung beim Rat des Kreises Bernau 
ein solcher Plan entworfen und zum Ratsbe­
schluß erhoben. In ihm ist festgelegt worden, 
wer mit welchen Kollektiven in den Betrieben 
ständig zusammenarbeitet, mit den Werktätigen 
über die Planerfüllung, die Arbeits- und Le­
bensbedingungen und andere Probleme, die 
sich aus den Beschlüssen von Partei und1 Regie­
rung ergeben, berät. In diesem Plan ist auch 
enthalten, zu welchen Abgeordneten die Genos­
sen und auch Kollegen ständige Verbindung 
halten, an welchen Gemeindevertreter- und 
Ratssitzungen sie teilnehmen, wo sie auftreten 
werden. Die Parteiorganisation hat durch über­
zeugende politisch-ideologische Arbeit die Vor­
aussetzungen für eine so straff organisierte upd 
kontrollierte Öffentlichkeitsarbeit geschaffen.
Sie klärte vor allem, daß die wachsende Füh­
rungsrolle der Arbeiterklasse durchzusetzen 
heißt, die sozialistische Staatsmacht, das Haupt­
instrument der Arbeiterklasse beim Aufbau des 
Sozialismus zu festigen und die vertrauensvol­
len Beziehungen der Bürger zu ihren staat­
lichen Organen weiter auszubauen. Das war ein 
Problem, das in Mitgliederversammlungen und 
Beratungen der Parteigruppen in Vorbereitung 
der Parteiwahlen zur Debatte stand, darüber 
wurde an der Wandzeitung diskutiert und in Ar­
beitsberatungen gesprochen, die unter Leitung 
der verantwortlichen Ratsmitglieder stattfan­
den. Die gute Öffentlichkeitsarbeit hat sich zum 
Beispiel bei der Diskussion des Volkswirt­
schaftsplanes für das Jahr 1972 bewährt, der 
nicht zuletzt deshalb eine reale Grundlage hat 
und auf die Mobilisierung örtlicher Reserven 
und Kräfte orientiert. In diesen Versammlun­
gen mit den Arbeitern, Genossenschaftsbauern 
und Angehörigen der technischen Intelligenz 
wurde die Überzeugung vertieft, daß die Haupt­
aufgabe des Fünf jahrplanes nicht nur ein öko­
nomisches, sondern zugleich ein politisches, so­
ziales, ideologisches und kulturelles Programm 
darstellt.

Parteikontrolle über Eingaben
In Vorbereitung der Volkswahlen im vergange­
nen Jahr gab es zahlreiche Eingaben der Bürger 
an die staatlichen Organe. Viele persönliche In­
teressen und Wünsche, die vorgebracht wurden, 
sind zugleich gesellschaftliche Anliegen. In den 
meisten Eingaben kommt das gewachsene

Staatsbewußtsein der Bürger zum Ausdruck 
Kein Vorschlag oder Hinweis, der in dieser 
Eingaben enthalten ist, darf verlorengeher 
oder mißachtet werden. Dafür tragen die Par­
teiorganisationen in den örtlichen Staatsorga­
nen eine große politische Verantwortung. Des­
halb gehört diesen Problemen auch währenc 
der Parteiwahlen ihre besondere Aufmerksam­
keit.
Es ist sehr zu begrüßen, wenn die Genossen 
diese Arbeit unter Parteikontrolle nehmen, wi€ 
das die Parteiorganisation beim Rat des Krei­
ses Bernau tut. Die Parteiorganisation beim Rai 
des Kreises Bernau hatte dazu einen konkreter 
Anlaß. Aus einer Eingabenanalyse beim Staats­
rat der DDR hatte sich ergeben, daß die Zahl 
der Eingaben im Kreis Bernau wesentlich höher 
lag als in vergleichbaren Kreisen. Auch ver­
schiedene Bürger hatten sich mit ihren Anlie­
gen an den Staatsrat gewandt. Das alles ver- 
anlaßte den Sekretär des Staatsrates, einen 
Brief an den Vorsitzenden des Rates des Krei­
ses zu schreiben, der im Rat, aber auch in 
der Parteiorganisation gründlich ausgewertet 
wurde. In diesem Zusammenhang wurde auch 
zur Bearbeitung einzelner Eingaben Stellung 
genommen. Dabei zeigte sich, daß eine gewisse 
formale und bürokratische Arbeitsweise noch 
nicht überwunden wTar. Wenn den Anliegen 
der Bürger nicht entsprochen werden konnte, 
weil dazu die entsprechenden Möglichkeiten 
fehlten, so erhielten sie in der Vergangenheit 
nicht immer eine stichhaltige Begründung da­
für. Noch allzuoft wurde ungenügend überlegt 
wie man die Bürger und ihre Arbeitskollektive 
einbeziehen kann, dieses und jenes vielleicht 
dennoch zu lösen. Die Praxis bewies schließ­
lich, daß das in nicht wenigen Fällen möglich 
ist, weil die Bereitschaft der Bürger zur akti­
ven Mitarbeit ständig zunimmt.
Die Versäumnisse auf diesem Gebiet hatten 
ideologische Ursachen. Das politische Verant­
wortungsbewußtsein des Rates des Kreises und 
aller seiner Mitarbeiter für das Wohl der Bür­
ger des Kreises war noch nicht so ausgeprägt, 
daß es täglich und in jedem Falle ihr Handeln 
bestimmte. Man konnte noch nicht davon spre­
chen, daß es schon Grundsatz ihrer Arbeit war, 
immer ein feines Gefühl für die Belange der 
Bürger zu haben, kluge Ideen, wertvolle Vor­
schläge und kritische Hinweise der Bürger stän­
dig zu beachten.
Diese Fragen standen deshalb in den letzten 
Monaten in der Arbeit der Parteiorganisation 
beim Rat des Kreises Bernau an erster Stelle. 
So wird es auch während der Parteiwahlen 
sein. Die Genossen im Rat des Kreises Bernau
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